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An die 
Präsidentin des Burgenländischen Landtages 
LAbg. Mag. Astrid Eisenkopf 
Landhaus 
7000 Eisenstadt 
 

 

 

Eisenstadt, am 14. Mai 2025 

 

 

 

SELBSTÄNDIGER ANTRAG 

 

 

der Landtagsabgeordneten KO Ing. Norbert Hofer, Michaela Brandlhofer, 

Kolleginnen und Kollegen auf Fassung einer Entschließung betreffend 

„Altersarmut von Frauen in Österreich“ 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Der Landtag wolle beschließen: 

2100-0096 
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Entschließung des Burgenländischen Landtages vom ….. betreffend 

„Altersarmut von Frauen in Österreich “ 

In Österreich gelten rund 1,5 Mio. Personen bzw. 16,9% der in Privathaushalten 

lebenden Bevölkerung als armuts- oder ausgrenzungsgefährdet. Bei 

Einpersonenhaushalten liegt die Armutsgefährdungsschwelle im Jahr 2024 bei 1.661 

Euro.  

Altersarmut trifft in Österreich überproportional häufig Frauen. Im Jahr 2024 galten 

33% der alleinlebenden Frauen mit Pension als armuts- oder ausgrenzungsgefährdet. 

Bei alleinlebenden Männern mit Pension liegt dieser Anteil bei 18%.  

Der Bericht der Statistik Austria dazu basiert auf der EU-SILC-Erhebung 2022 bis 2024 

über Armut und soziale Eingliederung in Österreich. Seit 2021 gibt es eine neue, 

verbindliche Berechnungsmethode. Sie wurde im Bericht zu Vergleichszwecken 

rückgerechnet. Dazu heißt es im Bericht wie folgt:  

„Die Armuts- oder Ausgrenzungsgefährdung ist im Vergleich des aktuellen Wertes 

2024 (16,9%) mit dem rückgerechneten Wert 2018 (16,8%) wie auch im Vergleich zum 

offiziellen Startpunkt der Strategie 2030, dem Jahr 2021 (17,3%), nahezu unverändert 

geblieben. Im Jahr 2023 war die Quote mit 17,7% am bislang höchsten – allerdings 

nicht signifikant höher als 2018 oder 2021. Im kurzfristigen Vergleich zum Vorjahr ist 

2024 ein leichtes Sinken der Quote der Armuts- oder Ausgrenzungsgefährdung von 

17,7% auf 16,9% feststellbar; dieses Sinken ist allerdings nicht statistisch bedeutsam.“ 

Armutsgefährdungsquote und deren Schwankungsbreite für Österreich und die Bundesländer 

 

EU-SILC ist eine Erhebung, die jährlich Informationen über die Lebensbedingungen 

der Privathaushalte in der Europäischen Union liefert. EU-SILC steht für European 

Union Statistics on Income and Living Conditions.  
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Im Bericht wird darauf hingewiesen, dass sich für „kleine“ Bundesländer wie das 

Burgenland durch die zu kleinen Stichproben die Problematik größerer 

Stichprobenfehler und starker Zufallsschwankungen ergibt. Aufgrund der statistischen 

Schwankungsbreiten kann aus den Bundesländerergebnissen daher keine Rangfolge 

abgelesen werden.  

Die Frage von Armut ist aber nicht nur eine Frage von Zahlen, es geht immer auch um 

persönliche Schicksale. Es ist jedoch davon auszugehen, dass im Burgenland, wie in 

allen anderen Bundesländern, alleinstehende Pensionistinnen stärker von Armut 

betroffen sind als Männer.  

Ein wesentlicher Grund dafür liegt in den nach wie vor niedrigen Eigenpensionen von 

Frauen, die nicht auf mangelnde Leistung zurückzuführen sind, sondern auf 

systemisch bedingte Nachteile: Teilzeitbeschäftigung, längere Erwerbs-

unterbrechungen für Kindererziehung oder Angehörigenpflege sowie ungleiche 

Bewertung dieser Lebensleistungen im Pensionsrecht. Die durchschnittliche 

Eigenpension einer Frau lag 2024 mit rund 1.409 € brutto monatlich um etwa 40 % 

unter jener von Männern.  

Die Anrechnung von Erziehungs- und Pflegezeiten bleibt im aktuellen System 

unzureichend. Vier Jahre pro Kind bilden die Realität elterlicher Betreuung und 

familiärer Pflichten kaum ab. Für Zeiten der Kindererziehung wird eine gesetzlich 

festgelegte Beitragsgrundlage von 2.300,10 Euro (2025) monatlich herangezogen und 

am persönlichen Pensionskonto eingetragen. Viele Frauen arbeiten aber später nur 

noch in Teilzeit weiter.  

Auch pflegende Angehörige, die ihre Erwerbstätigkeit massiv einschränken oder ganz 

aufgeben, sehen sich häufig bürokratischen Hürden und fehlender sozialer 

Absicherung ausgesetzt.  

Darüber hinaus bestehen im Pflegebereich selbst Benachteiligungen: Frauen, die in 

Pflegeberufen tätig sind, verdienen in ganz bestimmten Bereichen kaum mehr als 

ungelernte Arbeitskräfte, und das trotz enormer Verantwortung und Belastung. 

Berufsbegleitende Weiterbildungen scheitern oft an finanziellen Barrieren. Diese 

Umstände verschärfen nicht nur den Fachkräftemangel, sondern führen auch dazu, 

dass viele Pflegekräfte später selbst von Altersarmut betroffen sind.  

Ein Vorbild zur Verbesserung der Situation für Frauen im Alter ist Schweden. Dort 

werden Erziehungs- und Pflegezeiten im Pensionssystem besser berücksichtigt. 

Schwedische Seniorinnen sind im Alter daher weniger vom Einkommen des Partners 

abhängig.  
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Es braucht ein Pensionssystem, das die Lebensrealitäten von Frauen besser 

widerspiegelt. Wer jahrzehntelang zum Wohl der Gesellschaft beigetragen hat sei es 

durch berufliches Engagement, Kindererziehung oder Pflege sollte Anspruch auf eine 

eigenständige Altersversorgung haben Die bestehenden Regelungen sind 

unzureichend. 

Der Landtag hat beschlossen: 

Die Landesregierung wird aufgefordert, 

• bessere Fördermodelle für berufsbegleitende Höherqualifizierungen im 

Pflegebereich sowie für Neueinsteiger aus anderen beruflichen Feldern zu 

entwickeln, um dem Mangel an Pflegekräften entgegen zu wirken;  

• die Pflegeberufe im Einflussbereich des Landes durch eine faire 

Gehaltspyramide gezielt aufzuwerten, damit Pflegekräfte deutlicher über dem 

sogenannten Mindestlohn des Landes bezahlt werden. 

Die Landesregierung wird aufgefordert, an die Bundesregierung heranzutreten, um 

sich mit Nachdruck für folgende Punkte einzusetzen: 

• Ausweitung der pensionswirksamen Kindererziehungszeiten durch eine 

Anrechnung von 4 Jahren für jedes Kind, unabhängig vom Altersunterschied 

und volle Anrechnung bei Teilzeittätigkeit bis zum Schuleintritt;  

• Bei der Betreuung von Kindern mit Behinderung sollen die Betreuungsjahre 

vollständig als Pensionszeiten angerechnet werden;  

• Die Ausgleichszulage neu zu gestalten, um die Abhängigkeit vom 

Partnereinkommen zu reduzieren. 

 

Es wird ersucht, diesen Antrag dem Rechtsausschuss und Sozialausschuss 

zuzuweisen. 


